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Die Bundesrepublik Deutschland übernimmt wieder Verantwortung in der Welt. Das tat auch bereits
ihr völkerrechtlicher Vorläufer, das Deutsche Reich. 1884-1885 hielt Otto von Bismarck die „Berliner
Konferenz“, auch Kongokonferenz genannt, ab. Eingeladen waren jene Mächte, die sich an der
„Zivilisierung Afrikas“ beteiligen wollten oder dies bereits taten. Bekannt ist, dass der deutsche
Imperialismus dabei keine nachhaltigen Erfolge feiern konnte. Nach der militärischen Niederlage im
Ersten Weltkrieg wurde im Versailler Vertrag 1919 nicht nur das deutsche Kolonialreich vollständig
unter die Siegermächte aufgeteilt, sondern auch „Deutschlands Versagen auf dem Gebiet der
kolonialen Zivilisation“ vertraglich festgehalten. Als moralische Instanz kam Deutschland auch in
den folgenden 100 Jahren nicht wieder auf die Beine.

Die etwa 3 Jahrzehnte deutscher Kolonialherrschaft in Afrika waren von zahllosen Aufständen und
blutigster Repression durch die deutschen Truppen geprägt. Im damals „Deutsch-Südwestafrika“
genannten heutigen Namibia gipfelte dies in der Ermordung der Mehrheit der Ovaherero (auch als
„Herero“ bezeichnet) und einer enormen Zahl von Angehörigen der Nama und anderer
Bevölkerungsgruppen. Zu den berüchtigtsten deutschen Gräueltaten in Afrika gehört die „Schlacht
am Waterberg“ ab dem 11. August 1904. Etwa 60.000 Ovaherero wurden von Einheiten der
deutschen „Schutztruppe“ unter Befehl von Generalleutnant Lothar von Trotha umzingelt. Den
Ovaherero gelang der Ausbruch aus dem Kessel und damit zunächst die Flucht. Die deutschen
Truppen verfehlten den von der militärischen Führung erwarteten „vollständigen Sieg“ über die
Aufständischen und die bei ihnen versammelten unbewaffneten Angehörigen. Unvorbereitet auf
einen längeren Kampf in der unwirtlichen Landschaft entschied sich von Trotha, die Ovaherero in
der Wüste Omaheke zu isolieren und ihnen den Zugang zu Wasserstellen zu verwehren. Wenigen
gelang die Flucht ins britische Kolonialgebiet, viele verdursteten. Die Ermordung der flüchtenden
Ovaherero ordnete von Trotha explizit am 2. Oktober in seiner als „Vernichtungsbefehl“ berüchtigt
gewordenen Bekanntmachung an. Später im Leben bilanzierte jener wie folgt: „Gewalt mit krassem
Terrorismus und selbst mit Grausamkeit auszuüben, war und ist meine Politik. Ich vernichte die
aufständischen Stämme in Strömen von Blut und Strömen von Geld. Nur auf dieser Aussaat kann
etwas Neues entstehen.“

Moral und Recht

Moral ist, wenn man moralisch ist, aber damit tut sich der deutsche Imperialismus schwer.
Nachfahren der damals Ermordeten fordern seit Jahrzehnten eine offizielle deutsche Anerkennung
der Verantwortung für den Völkermord, eine Entschuldigung und direkte Reparationszahlungen an
Organisationen, die die damals betroffenen Bevölkerungsgruppen heute repräsentieren. Das
kürzlich beschlossene Abkommen wird von den Betroffenenverbänden einhellig abgelehnt. Ein
Hauptargument ist dabei die Weigerung der deutschen Regierung, sowohl ein Verhandlungsmandat
dieser Organisationen als auch deren kollektiven Anspruch auf Entschädigung anzuerkennen.
Verhandelt wurde von deutscher Seite aus mit VertreterInnen der namibischen Regierung, die
ihrerseits ein Mitspracherecht der Verbände ablehnte. Wie der Kolonialstaat damals erfüllt insoweit
auch der halbkoloniale Staat heute als historisches Erbe die Funktion, den Bevölkerungsgruppen
ihre kollektiven Rechte zu verweigern.

Wünschenswert wäre vom Standpunkt des deutschen Imperialismus sicherlich eine moralische
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Reinwaschung. Problematisch hingehen wäre es, dabei Tür und Tor zu öffnen für die Geister der
Vergangenheit, die an anderen Ecken des Kontinents noch lauern. Daher hatte sich die damalige
Schröder-Bundesregierung zum runden Jubiläum 2004 entschlossen, in warmen Worten die „geteilte
Geschichte“ zu bedauern und Entwicklungsministerin Wieczorek-Zeul (SPD) zum Bußgang an den
Waterberg zu schicken. In ihrer Rede vor dem gespanntem Publikum verhaspelte sie sich. Das Wort
„Völkermord“ war gefallen und die Büchse der Pandora geöffnet. Seither sind die Bemühungen
dieser und aller nachfolgenden bundesdeutschen Regierungen darauf gerichtet gewesen zu
begründen, dass es einen kleinen, aber feinen Unterschied gibt zwischen einem Völkermord in
einem historischen oder auch moralischen Sinne einerseits und im juristischen andererseits.
Juristisch wurde der Völkermord nämlich erst 1948 in der UNO-Völkermordkonvention definiert und
geächtet. Heißt: Von Trotha und das Kaiserreich hätten ja nicht ahnen können, dass sich ihr
Völkermord einmal an derartigen Rechtsnormen würde messen lassen müssen, und somit seien sie
unschuldig im Sinne der Anklage. Die Konvention zur Verhinderung des Völkermordes wird hier
kurzerhand zur Grundlage seiner juristischen Rechtfertigung.

„Aussöhnung“

Hieraus ergab sich im angestrebten Aussöhnungsprozess erheblicher Gesprächsbedarf, der seit
2015 mehr als fünf Jahre Geheimverhandlungen zwischen der deutschen und namibischen
Regierung erforderte. Kürzlich wurde die Einigung auf ein Aussöhnungsabkommen mit der
namibischen Regierung verkündet, präsentiert von einem sich moralisch schuldbewusst gebenden
Außenminister Heiko Maas. Der genaue Inhalt des Abkommens ist allerdings so gut, dass er nach
wie vor von offizieller Seite geheimgehalten wird.

Laut Süddeutscher Zeitung ist jedoch bekannt, dass Punkt 10 dessen wie folgt lautet: „Die
Bundesregierung erkennt an, dass die in Phasen des Kolonialkrieges verübten abscheulichen
Gräueltaten in Ereignissen gipfelten, die aus heutiger Perspektive als Völkermord bezeichnet
würden.“ So hat es die mit Worten jonglierende Diplomatie also doch vollbracht, einen Völkermord
aus Sicht der TäterInnen moralisch anzuerkennen, ohne jedoch juristisch dafür belangt zu werden.

Opfer

Die Ovaherero Traditional Authorities (OTA) und die Nama Traditional Leaders Association (NTLA)
erklärten zu dem Abkommen:

„Das sogenannte Versöhnungsabkommen […] ist ein deutscher PR-Coup und ein Verrat durch die
namibische Regierung. […] Offensichtlich hat Deutschland noch immer keine Absicht,
anzuerkennen, dass von Trotha einen Völkermord im Sinne des Völkerrechts verübt hat – folglich
habe Deutschland kein Verbrechen gegen die Menschheit begangen und beabsichtigt nicht, sich für
irgendein Verbrechen des Völkermords zu entschuldigen – insbesondere nicht gegenüber den
Nachfahren der Opfergemeinschaften!  […]

Hinter der sogenannten ,Kompensation‘ zugunsten von ,sozialen Projekten‘ verbirgt sich nur die
fortgesetzte deutsche Finanzierung namibischer Regierungsprojekte wie NDP5 (Nationaler
Entwicklungsplan 5) und ,Vision 2030′, wie es der Premierminister im namibischen Parlament am
16. März 2021 dargestellt hat.“

Auch das Bündnis „Völkermord verjährt nicht“ weist das Abkommen zurück und fordert eine
völkerrechtliche Anerkennung des Genozids und hiermit verbundene Reparationsleistungen. Die
jetzt verkündete sogenannte Entschädigung ist am Ende doch nichts anderes als die Finanzierung
lokaler StatthalterInnen des Imperialismus, keine Reparation gegenüber Betroffenen.
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Was bleibt, ist die Frage, warum sich die BRD überhaupt diese Blöße gibt, wenn doch die
kaiserlichen Methoden des Kolonialkriegs eigentlich rechtlich unangreifbar sind. Liegt es am Ende
nicht vielleicht doch eher daran, dass auch heute wieder imperiale Interessen auf dem afrikanischen
Kontinent aneinandergeraten und ein schuldbewusstes „friendly face“ dabei im Wettlauf mit dem
chinesischen und US-Imperialismus von Vorteil sein kann?


